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Kleine Anfrage 1141 
der Abgeordneten Kai Berger (AfD-Fraktion), Benjamin Filter (AfD-Fraktion), Andreas Galau 
(AfD-Fraktion), Falk Janke (AfD-Fraktion) und Daniel Münschke (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Sachstand der Arbeit und Vorschlag der Bund-Länder-AG zum Grundsatz der Veran-
lassungskonnexität 

Wie der Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage Nr. 9461 zu entnehmen war, 
gründete die Ministerpräsidentenkonferenz im Juni 2025 eine Bund-Länder-AG zur Erarbei-
tung eines Vorschlags zum Grundsatz der Veranlassungskonnexität vor dem Hintergrund 
der zunehmenden finanziellen Überlastung der kommunalen Familie durch nicht erfüllte 
Konnexitätsverpflichtungen.  
 
Der Handlungsspielraum der Kommunen sinkt bundesweit durch die seit Jahren zusätzli-
chen Belastungen immer mehr. Die Verschuldung der Brandenburger Kommunalen Familie 
ist 2025 auf einen Rekordstand i. H. v. 832 Millionen Euro gestiegen.2 
 
In ihrer oben genannten Antwort auf die Kleine Anfrage Nr. 946 kündigte die Landesregie-
rung an, sowohl im Austausch mit den Brandenburger kommunalen Spitzenverbänden als 
auch im Beirat für den kommunalen Finanzausgleich entsprechend Gesetzesanpassungen 
zu prüfen.3  
 
Wir fragen die Landesregierung: 

1. Welche Ergebnisse hat die Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft seit Juni 2025 in Bezug 
auf die Veranlassungskonnexität bis zum Stichtag 19. Juni 2026 erarbeitet?  

2. An wie vielen Treffen der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft hat die Landesregierung 
teilgenommen? (Bitte auflisten nach Datum und Vertretern aus den Fachressorts.)  

3. Welche Themen wurden auf den Treffen der Bund-Länder-Arbeitsgemeinschaft bisher 
besprochen? 

 
1 Vgl. Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage Nr. 946 „Bewertung des finanzwissenschaftlichen 
Gutachtens zum Finanzausgleich und seiner Empfehlungen“ (Drucksache 8/2545), S. 8. 
2 Vgl. „Diese Konflikte schleppt Rot-Schwarz durch die Sommerpause“, in: Märkische Allgemeine Zeitung 
vom 22.06.2026, S. 8. 
3 Vgl. Antwort der Landesregierung auf die Kleine Anfrage Nr. 946 „Bewertung des finanzwissenschaftlichen 
Gutachtens zum Finanzausgleich und seiner Empfehlungen“ (Drucksache 8/2545), S. 8. 
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4. Welche Positionen in Bezug auf die Konnexitätsverpflichtungen hat die Landesregie-
rung in diesem Gremium vertreten?  

5. In seiner Pressemitteilung vom 22. Juni 2026 erwähnt der Minister der Finanzen den 
„Grundsatz einer angemessenen Kostenübernahme“ seitens des Bundes gegenüber 
den Kommunen für verpflichtende Leistungen durch die Kommunen. 

a) Wie definiert die Landesregierung die Angemessenheit der Kostenübernahme? 

b) Welche Berechnungsgrundlagen werden angewendet, um die Angemessenheit 
der Kostenübernahme pro Leistung zu ermitteln? 

c) Welche Gutachten bestehen für die Ermittlung der Angemessenheit von Kosten-
übernahmen? 

d) Wie wirkt die Landesregierung darauf hin, dass in der Bund-Länder-Arbeitsgemein-
schaft landesseitige Einschätzungen der Angemessenheit von Kostenübernahmen 
anerkannt werden? 

e) Welche Unterschiede zwischen den Bundesländern gibt es in der Bewertung der 
Angemessenheit von Kostenübernahmen durch den Bund?  

f) Welcher Unterschied besteht zwischen angemessener Kostenübernahme und voll-
ständiger Kostenübernahme? 

g) Für welche vom Bund an die Kommunen übertragenen Aufgaben soll der „Grund-
satz einer angemessenen Kostenübernahme“ gelten? 

6. Bei welchen landespolitischen Entscheidungen zur Aufgabenübertragung oder Nach-
schärfung des Leistungsumfangs ergab sich eine Unterfinanzierung der Kommunen? 
(Bitte auflisten seit Beginn der 7. Legislaturperiode 2019.) 

7. Wie kann die Landesregierung die Veranlassungskonnexität landesgesetzlich unter-
stützen, etwa durch automatische Nachsteuerungsmechanismen bei Kostensteigerun-
gen? 

8. Angesichts des erheblichen aktuellen Spardrucks der Landesregierung: Wie soll ver-
hindert werden, dass neue politische Vorhaben – etwa in den Bereichen Kitas, Digita-
lisierung, Klimaanpassungen oder Asylunterbringung – erneut zu ungedeckten kom-
munalen Mehrbelastungen führen? 
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9. Der Geschäftsführer des Brandenburger Städte- und Gemeindebundes wies auf eine 
„schleichende Aufgabenübertragung“ an die Kommunen hin, die notwendig sei, um die 
Pflicht zur Daseinsvorsorge zu gewährleisten – z. B. bei der Gründung von Medizini-
schen Versorgungszentren (MVZ) in kommunaler Trägerschaft, was nicht ohne weitere 
finanzielle Belastungen für die Kommunen geht, obwohl die Gesundheitsversorgung 
Sache der Kassenärztlichen Vereinigung sei.4 

a) Welche Maßnahmen ergreift die Landesregierung gegen die sogenannte „schlei-
chende Aufgabenübertragung“? 

b) Für welche dieser schleichend übertragenen Aufgaben gewährleistet die Landes-
regierung eine vollständige oder angemessene Finanzierung? Bitte aufschlüsseln. 

c) Welche Initiativen hat die Landesregierung auf Bundesebene ergriffen, um die 
„schleichende Aufgabenübertragung“ zu verhindern? 

 

 

 
4 Vgl. „Brandenburg fehlt bald jeder zweite Euro für Schulen und Straßen“, in: Märkische Allgemeine Zeitung 
vom 23.06.2026, S. 1. 
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